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Parlamentarischer Geschäftsführer

Zwischenbilanz nach 100 Tagen
 Ministerpräsident Christian Wulff: „Wir haben die Weichen gestellt für
Investitionen in Bildung und Infrastr uktur“

Genau 100 Tage nach der konsti-
tuierenden Sitzung des Nieder-
sächsischen Landtages hat Minis-
terpräsident Christian Wulff eine
Zwischenbilanz für die CDU/
FDP-Landesregierung gezogen.
„Wir haben uns für die kommen-
den fünf Jahre viel vorgenom-
men. Wir wollen 2010 erstmals in
der Geschichte des Landes einen
ausgeglichenen Haushalt ohne
neue Schulden vorlegen und
dann Schulden zurückzahlen. Alle
drei Kindergartenjahre werden in
den nächsten fünf Jahren
beitragsfrei gestellt.

Der JadeWeserPort als das zen-
trale Infrastrukturprojekt für
ganz Norddeutschland wird sei-
nen Betrieb aufnehmen“. Die
CDU/FDP-Landesregierung habe
bereits in den ersten 100 Tagen
viel geschafft: So seien die Wei-
chen gestellt für Haushalts-

konsolidierung und Investitionen
in Bildung und Infrastruktur. „Die
Liste unserer Projekte ist lang.
Die Erfolge der von CDU und FDP
geführten Landesregierung spre-
chen für sich. Wir entwickeln
Niedersachsen weiter zum
Wachstumsland. Der soziale Aus-
gleich, Lebensqualität und die
Bewältigung des demographi-
schen Wandels haben dabei
oberste Priorität“, sagte der Mi-
nisterpräsident. Die Landesregie-
rung knüpfe nahtlos an die Poli-
tik der vergangenen fünf Jahre
an. Stetigkeit und Verlässlichkeit,
Unaufgeregtheit und Glaubwür-
digkeit seien auch in dieser Legis-
laturperiode Markenzeichen der
Landesregierung. Die Zwischen-
bilanz der Landesregierung nach
100 Tagen ist im Internet abruf-
bar unter
 ÞÞÞÞÞ www.niedersachsen.de.

 Foto: Christian Kosak  / K&K report

Tandem für Niedersachsen: Ministerpräsident Christian Wulff
und CDU-Fraktionsvorsitzender David McAllister

Sehr geehrte Damen und Herren,

der am 14. Juni 2008 stattf indene
CDU-Landesparteitag bringt einen
Wechsel im Landesvorsitz. Dieser
Wechsel steht für die  kontinuierliche
Erneuerung unserer Partei. Die CDU
in Niedersachsen steht glänzend da.
Christian Wulff hat die CDU inner-
halb von 14 Jahren wieder zur stärks-
ten Partei in Niedersachsen gemacht.
Unser Land ist für die Zukunft gut auf-
gestellt : Haushalt konsolidiert, in Bil-
dung investiert, Arbeitslosigkeit ge-
senkt. Mit  David McAllister kandi-
diert ein kommunal- und landes-
politisch erfahrener Politiker. Er war
Generalsekretär der Landespartei, ist
ein hervorragender Fraktionsvor-
sitzender. Am Grund-satzprogramm
der CDU Deutschlands hat er mitge-
arbeitet und verfügt über beste Kon-
takte zu unserem Koalitionspartner
FDP.

Christian Wulff und David McAllister
sind ein Tandem für die Zukunft in
Niedersachsen -  wie  einst Dr. Ernst
Albrecht und Wilf ried Hasselmann.
Die CDU-Fraktion wird diesen Wech-
sel im Vorsitz der Landespartei mit
Mut, Ideen und Schaffenskraft beglei-
ten, damit es in Niedersachsen weiter
aufwärts geht.

Eine unterhaltsame und interessante
Lektüre wünscht Ihnen
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Die CDU-Land-
tags f rak t i on
fühlt sich durch
die jetzt veröf-
fentlichte Stu-
die „Politik-
Check Schule“
in ihrer quali-
t ä t s o r i e n t -

ierten Bildungspolitik bestätigt.
Mit einer Gesamtnote von 2 –
gehört Niedersachsen zu den
sechs Ländern, die mit einem gu-
ten Ergebnis abschließen konn-
ten. In dieser Studie hat das Ins-
titut der deutschen Wirtschaft
Köln (IW) im Auftrag der Initiati-
ve Neue Soziale Marktwirtschaft
(INSM) bewertet, ob in den Län-
dern die staatlichen Rahmen-
regulierungen in fünf Handlungs-
feldern geeignet sind, die
bildungspolitischen Akteure zu
einem effizienten und effektiven
Handeln im Schulsystem zu be-
wegen und so die Bildungs-
prozesse zu verbessern.

Der „Politik-Check Schule“ be-
wertet insbesondere positiv, dass
das Land die Eigenverantwortli-
che Schule eingeführt hat und re-
gelmäßig die Unterrichts-
leistungen etwa durch externe
Schulinspektionen überprüft.

Reformen sind wirksam

Der stellvertretende CDU-
Fraktionsvorsitzende Karl-Heinz
Klare führte das gute Ergebnis auf
die vielfältigen bildungs-
politischen Reformen in Nieder-
sachsen zurück: „Wir haben die
richtigen Antworten auf die Her-
ausforderung der PISA-Studie
gegeben. Als wir 2003 die
Regierungsverantwortung über-
nommen haben, wollten wir die

Studie zur Bildungspolitik - Niedersachsen in der Spitzengruppe

Karl-Heinz Klare: „Note 2 beim ‚Politik -Check-Schule’ bestätigt unsere
qualität sorientierte Bildungspolitik“

beste Bildung für unsere Kinder.
Dafür haben wir beispielsweise
die frühkindliche Bildung ge-
stärkt und die Qualitätsschule
eingeführt. Das Ergebnis der
Studie bestätigt unsere Bil-
dungspolitik.“

Verbindliche Zielvorgaben, der
Abbau von bürokratischen Vor-
schriften sowie regelmäßige
Qualitätskontrollen hätten aus
einstmals überregulierten Schu-
len in Niedersachsen moderne
und zukunftsorientierte Schule
werden lassen.

„Unsere Schulen werden auch
künftig die erforderliche Bera-
tung und Unterstützung für ihre
qualitätsorientierte Arbeit er-
halten. Wir werden die Schullei-
ter ihrer neuen Verantwortung
entsprechend ausbilden, den
Ausbau von Ganztagsangeboten
weiter fortsetzen und bei der
Förderung von Kindern aus so-
zial schwächeren Schichten
nicht nachlassen. Nach wie vor
gilt: Niedersachsen macht gute
Schule - zum Wohle unserer Kin-
der“, so der CDU-Bildungs-
experte.

Die Studie zum Schulpolitik-
Check finden Sie auf

Politik -Check Schule
Notenspiegel für
Niedersachsen

Bildungsziele:  2
Qualitätssicherung:  2+
Systemmanagement:  3
Schulkult ur:  3
Lehren und Lernen:  2-

====
Gesamtwertung:  2-

Zehn Tage lang ha-
ben die Milch-
bauern mit einem
Lieferboykott für
höhere Abnahme-
preise gekämpft.
Seitdem ist die
Milch in vielen Ge-

schäften deutlich teurer geworden,
Lebensmittelhändler und Molkerei-
en verhandeln über höhere Preise.
Die CDU-Landtagsfraktion hatte
Verständnis für den Lieferboykott
der Milcherzeuger gezeigt. Nach
Meinung des stellvertretenden
CDU-Fraktionsvorsitzenden Karl
Heinrich Langspecht hätten die
Landwirte lange genug still gehal-
ten: „Die seit Ende letzten Jahres ge-
fallenen Milchpreise haben die
Landwirte zum Handeln gezwungen.
Ihnen blieb nichts anderes übrig, als
ihren Forderungen Nachdruck zu
verleihen und die Milch nicht an die
Molkereien abzuliefern.“

Nicht akzeptabel seien jedoch die
Blockaden von Molkereien gewesen.
„Alle Protestaktionen müssen sich
im rechtsstaatlichen Rahmen bewe-
gen. Diese Blockadeaktionen waren
rechtswidrig und hätten nicht statt-
finden dürfen“, sagte der CDU-
Agrarexperte.

Die CDU-Landtagsfraktion appel-
lierte an die Einzelhandelsketten
und Discounter, mit dem Molkerei-
verband umgehend neue Verträge
über angemessene Milchauszah-
lungspreise auszuhandeln. „Eines
hat der Streik erreicht: Die Interes-
sen der Milchviehhalter werden
überall sehr ernst genommen. Den-
noch kann ein Streik nicht das Ziel
sein. Es müssen Lösungen gefunden
werden, die die Erlössituation für die
Milch produzierenden Betriebe in
Deutschland verbessern“, so Karl-
Heinrich Langspecht abschließend.

Zum Milchlie ferboykott
Karl-Heinrich Langspecht:
„Erlössituation für
Milcherzeuger verbessern“

 ÞÞÞÞÞ www.insm-bildungsmonitor.de.
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„Die CDU-Frakti-
on wird sich dafür
einsetzen, dass
auch nach der
Teilprivatisierung
der Deutschen
Bahn AG der Be-

stand und die Leistungsfähigkeit
des Schienennetzes in der Fläche
erhalten bleiben.

Für die langfristige Finanz-
ierbarkeit des Schienen-
personennahverkehrs müssen in
diesem Zusammenhang auch die
Trassen- und Stationspreise be-
zahlbar bleiben“, kündigte der
CDU-Fraktionsvize an.

Auch Niedersachsen bzw. Nord-
deutschland müssten von der
Teilprivatisierung der Deutschen
Bahn AG profitieren. Deshalb
sprach sich Björn Thümler für
eine schnelle Realisierung fol-
gender Infrastrukturprojekte
aus, um die dynamische Ver-
kehrsentwicklung insbesondere
im Zusammenhang mit den
niedersächsischen Seehäfen
auch in Zukunft bewältigen und

Potenziale für Wirtschafts-
wachstum und Beschäftigung ge-
zielt nutzen zu können:

• durchgehende Zweigleisigkeit
und Elektrifizierung der Strecke
Wilhelmshaven –Oldenburg,
• Bau des 3. Gleises zwischen
Lüneburg und Stelle,
• Planung und Bau der Y-Trasse

Thema: Bahnreform

Björn Thümler: „Bestand und Leistungsfähig-
keit des Schienennetzes in der Fläche müssen
erhalten bleiben“

Die CDU-Landtagsfraktion hat den Beschluss des Deutschen Bundestages zur Teilprivatisierung der Deut-
schen Bahn AG begrüßt . Als positiv bewertete der stellvertr etende CDU-Fraktionsvorsitzende Björn Thümler,
dass sowohl das Schienennetz als auch Bahnhöfe und Energieversorgung zu 100 Prozent beim Bund bleiben.
Ebenso befür wortete der CDU-Verkehrsexperte, dass sich künftig private Investoren zu 24,9 Prozent an den
neuen Verkehrsgesellschaften der Bahn beteili gen. Wir tschaftlich sinnvoller wäre nach Ansicht Thümlers
jedoch eine Privatisierung shöhe von 49,9 Prozent.

sowie Ausbau der Zulaufs-
trecken,
• Ausbau der Verbindung Bre-
men – Soltau – Uelzen („Ameri-
ka-Linie“),
• Bau der durchgehenden Zwei-
gleisigkeit der Strecke
Hildesheim – Braunschweig –
Wolfsburg sowie
• Ausbau der Knoten Hamburg,
Bremen und Oldenburg.
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Die Landtagsfrakt-
ionen von CDU
und FDP haben
sich in einem ge-
meinsamen Ent-
schließungsant-
rag dafür ausge-
sprochen, ein Neu-

verschuldungsverbot in die Landes-
verfassung aufzunehmen. Dieser
Antrag soll bereits im Juli-Plenum im
Niedersächsischen Landtag be-
schlossen werden.

„Die öffentliche Gesamtverschul-
dung von Bund, Ländern und Kom-
munen hat sich von 9,6 Milliarden
Euro im Jahr 1950 auf über 1,5 Billi-
onen Euro im Jahr 2007 erhöht. Die
Pro-Kopf-Verschuldung ist damit
von 190 Euro je Bundesbürger auf
18.800 Euro angestiegen. Ange-

CDU und FDP fordern gesetzliches Neuverschuldungsverbot
Dr. Bernd Althusmann: „Generationengerechte Finanzpolitik langfristig absichern“

sichts dieser gigantischen Schulden-
last wird deutlich, dass die bisheri-
gen Regelungen zur Schuldenbe-
grenzung versagt haben“, erklärte
der Parlamentarische Geschäftsfüh-
rer der CDU-Fraktion. Von einem ge-
setzlichen Neuverschuldungsver-
bot verspreche sich die CDU/FDP-
Koalition eine generationengerech-
te Finanzpolitik. „Wir brauchen ei-
nen kraftvollen Neuanfang für eine
Zukunft ohne neue Schulden, damit
zukünftige Generationen nicht von
den Schuldenbergen ihrer Eltern und
Großeltern erdrückt werden“, be-
tonte der  finanzpolitische Sprecher
der CDU-Fraktion. Dieser Entschlie-
ßungsantrag sei ein weiterer Bau-
stein der konsequenten Konsoli-
dierungspolitik der Landesregie-
rung.  Dr. Bernd Althusmann wies
daraufhin, dass er eine einheitliche

Regelung für Bund und Länder be-
vorzugen würde. Solange dies aber
politisch nicht vereinbart werden
könne, wolle das Land eine eigene
Regelung in der Landesverfassung
verankern. Hierfür müsste jedoch
die Opposition im Niedersächs-
ischen Landtag den Antrag unter-
stützen, damit die notwendige 2/3-
Mehrheit zur Verfassungsänderung
zustande komme.

„Die Konsolidierung des Haushalts
ist eine Schlüsselaufgabe für das
Zukunftsland Niedersachsen. Wenn
die Opposition nicht mitmacht,
dann werden CDU und FDP die
Landeshaushaltsordnung entspre-
chend ändern und uns damit selbst
gesetzlich binden“, so Dr. Bernd
Althusmann abschließend.

Zum wieder-
holten Mal hat
die SPD-Frak-
tion gefordert,
die Steuer-
verbundquote
mit der die

Kommunen in Niedersachsen an
den Steuereinnahmen des Landes
beteiligt werden, zu erhöhen. Der
stellvertretende CDU-Fraktions-
vorsitzende Heinz Rolfes wies
darauf hin, dass der Nieder-
sächsische Staatsgerichtshof ent-
schieden hat, dass die 2005 vor-
genommene Herabsetzung der
Steuerverbundquote zulässig
war. Dies bedeutet, dass Nieder-
sachsen in finanziellen Notzeiten
eine ausgewogene Aufteilung
des Defizits zwischen Land und
Kommunen vornehmen kann.
Außerdem habe das Land bereits
im letzten Jahr die Quote
aufgrund der verbesserten Ein-
nahmesituation wieder angeho-
ben. „Eines muss doch klar sein:

Finanzausstatt ung der Kommunen
Heinz Rolfes: „Koalition ist verlässlicher Partner der Kommunen“

Wir sind mit der Konsolidierung
der Landesfinanzen überhaupt
noch nicht über dem Berg. Wir
haben noch eine lange Strecke vor
uns. Die Landesregierung prüft
momentan, ob sich an der Vertei-
lungssymmetrie zwischen Land
und Kommunen etwas geändert
hat und ob sich daraus für die
Steuerverbundquote erneut Fol-
gerungen ergeben. Ohne vertief-
te Prüfung können wir nicht 100
Mio. Euro – wie jetzt von der SPD-
Fraktion gefordert – ausgeben.
Das ist zutiefst unseriös“, erklär-
te Heinz Rolfes. Gerade weil die
Regierungskoalition so solide mit
den Steuergeldern umgehe, seien
CDU und FDP ein verlässlicher
Partner für die niedersächsischen
Kommunen. „Wir sagen den Kom-
munen ganz ehrlich, was geht und
was nicht geht“, sagte Heinz
Rolfes. Als kleine Auswahl zählte
der CDU-Fraktionsvize auf, was
die Koalition in den vergangenen
fünf Jahren alles zugunsten der

Kommunen auf den Weg ge-
bracht hat:
• Einführung des Konnexitäts-
prinzips – also keine Aufgaben-
verlagerung mehr auf die Kom-
munen ohne Kostenausgleich.
• Auf Initiative von Nieder-
sachsen ist 2004 die Gewerbe-
steuerumlage von 28 auf 20 Pro-
zent abgesenkt worden - Entlas-
tung für Kommunen um rund 300
Millionen Euro jährlich.
• Urlaubs- und Weihnachtsgeld-
kürzungen bei Beamten führten
zu jährlichen Einsparungen von
ca. 66 Millionen Euro.
• Niedersachsen gab 2007 Einspa-
rungen infolge der Hartz IV-Re-
formen in Höhe von 136 Millio-
nen Euro an die Kommunen wei-
ter.
• Durch das beitragsfreie dritte
Kindergartenjahr bekommen die
Landkreise zusätzlich „fiktive
Elternbeiträge“ in Höhe von rund
40 Mio. Euro jährlich.
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Herr McAllist er, in Stutt gart ha-
ben sich vom 8. bis zum 10. Juni
die Fraktionschefs der Union
getroff en. Dabei wurde eine
Entschließung zur Medien-
politik v erabschiedet. Worum
geht es?

Im Kern geht es um den 12.
Rundfunkänderungsstaats-
vertrag. Dort soll geregelt wer-
den, was die deutsche Rundfunk-
politik der Europäischen Kom-
mission im so genannten „Bei-
hilfeverfahren“ zugesagt hat.

Welche Forderung hat die EU an
die deutsche Medienpolitik ?

Erstens soll der Programmauf-
trag der öffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten konkreter ge-
fasst werden und zweitens sollen
die Gremien der öffentlich-recht-
lichen Rundfunkanstalten ge-
stärkt werden – in dem sie z. B.
einen 3-Stufen-Test durchführen
sollen, wenn der öffentlich-recht-
liche Rundfunk neue Angebote
im Internet anbieten will.

Halten Sie es für richtig, dass die
öff entlich-r echtlichen Sender
ARD und ZDF in den Online-
Markt drängen?

Der technische Fortschritt hat
neue Verbreitungswege für alle
Medienangebote erschlossen.
Gleichzeitig verändert sich be-
sonders bei jungen Menschen
das Medienkonsumverhalten.

Zum 12. Rundfunkänderungsstaatsvertr ag
David McAllister: „Online-Angebote sollen keine dritte Säule neben Fernsehen und Hörfunk werden“

Der öffentlich-rechtliche Rund-
funk muss seine Angebote über
die Übertragungswege verbrei-
ten können, mit denen die größt-
mögliche Zahl von Rundfunkteil-
nehmern gewährleistet ist.

Also sollten wir beispielsweise
die „Tagesschau“ oder den „Tat-
ort“ nicht nur im Fernsehen, son-
dern zeitgleich auch im Internet
online ansehen können.

Sehen Sie Zeit ungsverlage
durch die neue Konkurrenz be-
droht?

Zusätzliche textbasierte, send-
ungsbezogene Angebote können
sinnvoll sein. Bedroht wären die
Zeitungsverlage aber, wenn die
öffentlich-rechtlichen Anstalten
in unmittelbare Konkurrenz zur
Presse treten würden, indem sie
– ohne jeglichen Bezug zu den
laufenden Sendungen – Text-
beiträge ins Netz stellen, die eine
Tageszeitung oder eine Zeit-
schrift ersetzen.

Welchen Anteil an den Gebüh-
ren sollt en ARD und ZDF für das
Online-Angebot ausgeben dür-
fen?

Der Kostenanteil am Online-An-
gebot sollte ein Prozent der
Rundfunkgebühren nicht über-
steigen. Das wären immerhin ca.
70 Mio. Euro im Jahr. Die Kosten
für den öffentlich-rechtlichen
Rundfunk müssen in einem ver-

tretbaren Rahmen für die
Gebührenzahler bleiben. Die
Länder haben hier die besonde-
re Verantwortung, über den
Auftrag die Gebührenhöhe mit-
zubestimmen.

Wie wird sich die Union in den
Ländern zu diesem Thema po-
sitionier en?

Wir haben in Stuttgart einstim-
mig die „Eckpunkte des Auf-
trags des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks in Deutschland“ ver-
abschiedet. Ich gehe davon aus,
dass dies eine gute Grundlage
für die weiteren Beratungen der
Ministerpräsidenten sein wird.

Über die zwölft e Änderung des Rundfunkstaatsvertr ag verhandeln gegenwärti g
die Länder. Die öffentlich-r echtlichen Sender streben den Ausbau der Online-An-
gebote an. Dies stößt allerdings auf Vorbehalte unter anderem bei den Zeit ungs-
verlagen, die den Aufbau einer Konkurrenz zur Presse befürchten. Der Staatsver-
tr ag muss, nachdem die Minist erpräsidenten sich auf einen Entwurf geeinigt ha-
ben, von allen 16 Landtagen ratif izier t werden. Der BL sprach über das Thema mit
dem CDU-Fraktionsvorsitzenden David McAllist er:

Rundfunkstaatsvertr ag
Der Staatsvertrag für Rundfunk
und Telemedien (RStV) ist ein
Staatsvertrag zwischen allen
sechzehn deutschen Bundeslän-
dern, der bundeseinheitliche
Rahmenbedingungen für das
Rundfunkrecht schafft. Er be-
stimmt Dauer und Form der
Rundfunkwerbung, das Recht
auf Kurzberichterstattung sowie
Vorschriften zu inhaltlich ge-
prägten Telemedien. Das Rund-
funkrecht umfasst unter ande-
rem noch den ARD-Staatsver-
trag, den ZDF-Staatsvertrag,
den Deutschlandradio-Staats-
vertrag, den Rundfunkgebühr-
enstaatsvertrag, den Rundfunk-
finanzierungsstaatsvertrag so-
wie das Telemediengesetz.
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Die CDU-Land-
tagsfraktion hat
die Verkürzung
der gymnasialen
Schulzeit bil-
dungspolit isch
als „alternativlos“
bezeichnet. Die
CDU-Landtags-

abgeordnete Karin Bertholdes-
Sandrock wies darauf hin, dass vie-
le junge Leute in anderen Ländern
mit 23 Jahren bereits ihr Studium
beendet hätten, während sie
hierzulande kaum bei der Zwi-
schenprüfung angelangt seien. Im
internationalen Vergleich sei das
Abitur mit 12 Jahren nicht „Turbo“,
sondern längst Standard.

Debatt e über Abit ur nach 12 Jahren

Karin Bertholdes-Sandrock: „Aktionsplan unterstützt Schulzeit verkürzung“

„Damit der wissenschaftliche
Nachwuchs auf dem europäi-
schen Arbeitsmarkt gleiche
Wettbewerbschancen hat, ver-
kürzt die Landesregierung die
Schulzeit, strafft die Studien-
dauer und senkt behutsam das
Schuleintrittsalter“, sagte Karin
Bertholdes-Sandrock.

„Kultusministerin Elisabeth Heis-
ter-Neumann hat beim Über-
gang vom 13-jährigen bis zur 12-
jährigen Schulzeit bis zum Abitur
mit dem Runden Tisch und sei-
nen Ergebnissen Zeichen ge-
setzt. Es ist ihr in enger Abstim-
mung mit Schüler-, Lehrer- und
Elternvertretern gelungen, ge-
eignete Maßnahmen vorzuberei-

ten, um den derzeitigen neunten
und die folgenden Jahrgänge auf
den Gymnasien in Nieder-
sachsen auf dem Weg zum Abi-
tur wirksam zu unterstützen“,
betonte die CDU-Landtagsab-
geordnete.

„Der Niedersächsische Aktions-
plan flankiert mit wichtigen Ele-
menten unser Reformvorhaben,
dass niedersächsische Abituri-
enten ab 2011 jünger – aber
gleich gut qualifiziert wie die
Vorgängerjahrgänge - einen Be-
ruf erlernen oder mit einem Stu-
dium beginnen können“, so
Karin Bertholdes-Sandrock ab-
schließend.

Niedersächsischer Aktionsplan zum Abit ur nach 12 Schuljahren

Der runde Tisch
zum „Abitur
nach 12 Schul-
jahren“ hat am
2. Juni 2008 im
Rahmen seiner
zweiten Sitzung
wichtige Schrit-
te für den Erfolg

des achtjährigen Gymnasiums in
Niedersachsen diskutiert. Teilneh-
mer waren Vertreter des Landes-
schüler- und des Landeseltern-
rates, des Landesverbands Nieder-
sachsen der Gewerkschaft Erzie-
hung und Wissenschaft (GEW),
des Philologenverbands Nieder-
sachsen, des Schulleitungs-
verbands Niedersachsen und der
Niedersächsischen Direktoren-
vereinigung.

Es gab großes Einvernehmen für
einen umfangreichen Maßnah-
menkatalog. Diese sind im Nieder-
sächsischen Aktionsplan zum Abi-

tur nach 12 Schuljahren zusam-
mengefasst:

Nach dem Aktionsplan sollen die
Gesamtstundenzahl reduziert,
der Nachmittagsunterricht für
die Schuljahrgänge 5 bis 9 einge-
schränkt, der Wahlunterricht und
die Arbeitsgemeinschaften aus-
gebaut sowie die Anzahl der
Klausuren in der Oberstufe ver-
ringert werden.

Der aktuelle 9. Schuljahrgang
wird weiterhin mit zusätzlichen
Lehrerstunden gefördert, damit
er inhaltlich an den Stand des
aktuellen 10. Schuljahrgangs an-
schließen kann. Für genau diesen
doppelten Abiturjahrgang 2011
kündigte Kultusministerin
Elisabeth Heister-Neumann ver-
längerte Korrekturzeiten sowie
eine verbesserte Verwaltungs-
software für einen reibungslosen
Ablauf an, um so die Lehrkräfte

Kultusministerin Elisabeth Heister-Neumann stellt 10-Punkte-Plan vor

zu entlasten. Außerdem treibt
das Kultusministerium unter an-
derem in Verhandlungen mit den
Kommunalen Spitzenverbänden
den Ausbau der Gymnasien zu
Ganztagsschulen voran. Beson-
ders wichtig sind die Wahl-
möglichkeit zwischen G8 und G9
und die weiter verbesserte
Durchlässigkeit zwischen den
verschiedenen Schulformen. So
sollen Schüler zukünftig bereits
nach der 9. Klasse auf ein Fach-
gymnasium wechseln können.

Beim nächsten Treffen des run-
den Tisches nach den Sommerfe-
rien soll der Übergang des dop-
pelten Abiturjahrgangs 2011 in
den Ausbildungs- und Hoch-
schulmarkt im Mittelpunkt ste-
hen. Den vollständigen Nieder-
sächsischen Aktionsplan finden
Sie im Internet unter
 ÞÞÞÞÞ www.mk.niedersachsen.de.
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Die CDU-Land-
tags f rak t ion
hat die Eröff-
nung des Breit-
bandkompe-
tenzzentrums
Niedersachsen
in Osterholz-

Scharmbeck am 18. Juni 2008 be-
grüßt.

„Mit dem neuen Breitband-
kompetenzzentrum steht den Ge-
meinden, Landkreisen und Städ-
ten in Niedersachsen künftig ein
kompetenter Ansprechpartner
zur Seite, der einerseits die Breit-
bandversorgung in Nieder-
sachsen erfasst und Markt-
potenziale ermittelt sowie
andererseits über verschiedene
technische Lösungsmöglich-
keiten informiert und Gespräche
zwischen Kommunen und
Telekommunikationsunterneh-
men moderiert.

Dieses Kompetenzzentrum kann
die Kommunen wirkungsvoll un-
terstützen und unserem Projekt,
Niedersachsen flächendeckend
mit Breitband zu versorgen, einen
weiteren Schub geben“, erklärte
der CDU-Landtagsabgeordnete
Axel Miesner.

Das Breitbandkompetenzzent-
rum ergänze die bisherigen An-
strengungen der Landesregie-
rung, die mittelständische Wirt-
schaft und die Kommunen dabei
zu unterstützen, bestehende Hin-
dernisse abzubauen und die Breit-
bandversorgung in der Fläche zu
verbessern.

Zum Start des Breitband-
kompetenzzentrums

Axel Miesner: „Wirkungsvolle
Unterstützung für Kommunen“

Damit wenden sich CDU und
FDP in Niedersachsen gegen
Bestrebungen von Bundes-
gesundheitsministerin Ulla
Schmidt (SPD), von der dualen
zu einer monistischen Finanzie-
rung umzusteigen und dadurch
das Gesundheitswesen noch
stärker zentralistisch zu organi-
sieren. Das würde bedeuten,
dass künftig Investitionen nicht
mehr im Rahmen einer Einzel-
förderung durch das Land, son-
dern durch zentral festgelegte
Investitionszuschläge auf die
Krankenhausentgelte finanziert
werden. „Das Land muss seine
Planungskompetenz und Steu-
erhoheit behalten. Bei einer
monistischen Krankenhaus-
finanzierung dürfte Nieder-
sachsen zwar bezahlen und mit-
verantworten, aber keinen Ein-
fluss nehmen. Das wollen wir
nicht“, sagte Heidemarie
Mundlos.

Anges ich ts
einer Vielzahl
von Kranken-
häusern, die
vor wirt-
schaftlichen
P r o b l e m e n
stehen, spre-
chen sich die

Koaliationsfrakti-onen  in einem
Antrag dafür aus, die bestehen-
de duale Krankenhausfinanz-
ierung beizubehalten. Das Sys-
tem, in dem die Länder die
Investitionskosten der Kranken-
häuser und die Krankenkassen
die laufenden Betriebskosten fi-
nanzieren, hat sich nach Ansicht
von CDU und FDP bewährt.

„Niedersachsen hat in den
vergangenen Jahren durch das
mehrjährige Investitionspro-
gramm und das Kranken-
hausstrukturkonzept wichtige
Grundlagen geschaffen, dass
sich die Krankenhäuser
zukunftsgerichtet aufstellen
und dazu nicht erforderliche sta-
tionäre Kapazitäten abbauen.
Bis 2010 stellt das Land 840 Mil-
lionen Euro für die nieder-
sächsischen Krankenhäuser be-
reit.

Durch diese Investitionen kann
das Land direkt und bedarfsge-
recht die Krankenhausver-
sorgung in Niedersachsen steu-
ern. Das duale Finanzierungs-
system hat sich bewährt und ist
auch künftig beizubehalten. Nur
so sichern wir die nachhaltige
wohnortnahe Krankenhaus-
versorgung in Niedersachsen.
Die Monistik ist eine Mogelpa-
ckung!“, erklärte die stellvertre-
tende CDU-Fraktionsvorsitz-
ende Heidemarie Mundlos.

Heidemarie Mundlos: „Wohnortnahe Krankenhausversorgung sicherstellen“

Mogelpackung Monistik verhindern

 Foto: Picture-alliance

Qualitativ hochwertige, wirtschaft-
liche und wohnortnahe Akut-
versorgung langfristig sicherstellen:
Gerade in einem Flächenland wie
Niedersachsen haben Kranken-
häuser einen zentralen Stellenwert
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Der Nieder-
s ä c h s i s c h e
Landtag hat mit
den Stimmen
von CDU, FDP
und Grünen
umfangreiche
M a ß n a h m e n
beschlossen,
um den Kinder-

schutz in Niedersachsen weiter
zu stärken. Die Kinder sollen noch
stärker in das bereits bestehende
System der Früherkennungs-
untersuchungen eingebunden
werden.

Der CDU-Landtagsabgeordnete
Ansgar Focke wies darauf hin,
dass alle gesellschaftlichen Kräf-
te dafür verantwortlich seien,
dass Kinder gesund aufwachsen.
„Die überwiegende Mehrheit der
Mütter und Väter bieten ihren
Kindern ein positives Umfeld.
Aber es gibt leider auch Fälle, in
denen Eltern ihrer Fürsorge-
pflicht nicht nachkommen kön-
nen oder wollen. Deshalb müssen
hier Staat und Gesellschaft zur
Stelle sein und Hilfestellung leis-
ten. Dafür stellen wir den Kin-
derschutz in Niedersachsen auf

Landtag stärkt den Kinderschutz in Niedersachsen

Ansgar Focke: „Wir stellen den Kinderschutz auf eine breit e Basis“

eine breite Basis“, erklärte der
jugendpolitische Sprecher der
CDU-Fraktion. Eltern dürften je-
doch nicht unter Generalverdacht
gestellt werden, so wie es die SPD
mit ihrem Antrag bezwecke. Die
meisten Eltern nähmen ihre Er-
ziehungsaufgabe sehr gewissen-
haft wahr. Dies belegten die ho-
hen Teilnehmerzahlen an den
Früherkennungsuntersuch-
ungen. „Aber es gibt immer noch
einige Eltern, die mit ihren Kin-
dern nicht an den Vorsorgeunter-
suchungen U1 bis U9 bei den Kin-
derärzten teilnehmen“, sagte Ans-
gar Focke. Sollten Eltern ihre Kin-
der auch nach wiederholter Einla-
dung nicht untersuchen lassen,
könnte dies ein Anhaltspunkt für
notwendige helfende Maßnah-
men sein.

Der Niedersächsische Landtag
unterstützt die Landesregierung
darin, ein verbindliches Ein-
ladungswesen für Kinderfrüher-
kennungsuntersuchungen in Nie-
dersachsen zu errichten. Eine
Zwangsuntersuchung wäre nach
Ansicht von CDU, FDP und Grü-
nen verfassungsrechtlich unver-
hältnismäßig.

 Foto: Picture-alliance
Kindeswohl geht alle an: Breite Mehrheit für bessere Früherkennung

Ulf Thiele: „Entwurf ist ein Fall für die
Altpapier tonne“

Als „Fall für die
Altpapiertonne“
hat Ulf Thiele, Ge-
neralsekretär der
CDU in Nie-
dersachsen, in der
Debatte des Nie-
dersächsischen
Landtages den ak-

tuellen Entwurf des Bundes-Um-
weltgesetzbuches bezeichnet: „Der
Entwurf richtet sich gegen die Inte-
ressen des Landes Niedersachsen,
gegen die Menschen, die hier arbei-
ten und wirtschaften“, machte
Thiele seinem Ärger Luft. Der Vor-
schlag verschärfe die Bestimmun-
gen des Umweltrechtes, anstatt sie
übersichtlich zusammenzufassen. Er
liefere eine Flut neuer Rechts-
begriffe anstatt Rechtssicherheit für
die Landwirte, Fischer und Kommu-
nen zu schaffen.

Der geforderte 5-Meter-Gewäs-
serrandstreifen koste Zehntausende
Hektar wertvoller Landwirtschafts-
fläche, und das absolute Vorkaufs-
recht für Grundstücke zugunsten
des Naturschutzes könne einer Ent-
eignung der Eigentümer gleichkom-
men.

Zudem lasse der Entwurf weiterhin
nur Ausgleichsmaßnahmen über
Kompensationsflächen zu und ver-
hindere damit konsequent die ei-
gentlich gewünschte Stärkung und
Gleichsetzung einer finanziellen
Kompensation, nannte Thiele einige
Gründe für seine Ablehnung des Ge-
setzentwurfes.

Thiele forderte Bundesumwelt-
minister Gabriel auf, einen neuen
Gesetzentwurf vorzulegen, der den
nötigen Kriterien Klarheit, Transpa-
renz, Vereinfachung und Ent-
bürokratisierung gerecht wird.

Impressum:

Bundesumweltgesetzbuch
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Im Mittelpunkt der Bereisung
des AK Ernährung, Landwirt-
schaft, Verbraucherschutz und
Landesentwicklung standen die
Themen Umweltgesetzbuch und
Einsatz von Saisonarbeitskräften.
Dazu trafen sich die CDU-
Landtagsabgeordneten zunächst
mit Vertretern des Kreis-
landvolkverbandes Mittelweser.
Diese übergaben Karsten
Heineking den örtlichen
Landtagsabgeordneten eine Un-
terschriftenliste mit über 700
Protestunterschriften anlässlich
des sich auf Bundesebene in der
Beratung befindlichen Umwelt-
gesetzbuches (UGB).

Dabei richten sich die Proteste
zuvorderst gegen die geplanten
Gewässerrandstreifen, auf denen
keine Dünge- und Pflanzen-
schutzmaßnahmen erfolgen dür-
fen. Im ersten Entwurf zum UGB
war dieser Streifen mit 10 Me-
tern Breite vorgesehen. Nach ei-
ner Überarbeitung dieses Ent-
wurfs sieht das Bundesumwelt-
ministerium zwar nur noch 5 Me-

Arbeit skreis Landwirtschaft informiert sich über Einsatz von
Saisonarbeit skräften

ter vor. Die Landwirte wehren sich
allerdings entschieden gegen die-
se Regelung, da sie einer Enteig-
nung der Landwirte gleichkom-
me.

Die Agrarpolitiker besuchten
danach den Spargel- und Beeren-
hof Thiermann in Scharring-
hausen. Heinrich Thiermann und
der Betriebsleiter des Hofes, Kars-
ten Freyer, erläuterten dem
Arbeitskreis die aktuelle Situati-
on beim Einsatz von Erntehelfern.
Demnach werden es zunehmend
schwieriger, gute Saisonarbeits-
kräfte für die Ernte einzustellen.
Die polnische Wirtschaft entwick-
le sich gut und zuverlässige Ernte-
helfer erhielten zunehmend luk-
rative Aufträge in ihren erlernten
Berufen. Karsten Heineking und
der agrarpolitische Sprecher der
CDU-Fraktion Clemens Große
Macke, wiesen darauf hin, dass
ein Drittlandsabkommen mit Län-
dern wie der Ukraine oder Weiß-
russland die Situation bei den
Erntehelfern entspannen könnte.

Zu Gast in Nienburg

700 Unterschriften gegen das Umweltgesetzbuch

In Niedersachsen
soll kein Jugendli-
cher die Schule
ohne Kenntnisse
über die Teilung
Deutschlands und
das Leben in Ost
und West verlas-

sen. Das hat das Kultusministerium
in einer Antwort auf eine Anfrage
des Parlamentarischen Geschäfts-
führers der CDU-Fraktion Dr. Bernd
Althusmann mitgeteilt. Die Lehrplä-
ne sähen für den Doppeljahrgang 9/
10 in der Regel vier Themenbereiche
vor.

Ein verbindlicher Themenbereich sei
die Geschichte Deutschlands nach
1945 bzw. der Weg zur Deutschen
Einheit, heißt es. „Das Kultusminis-
terium hat deutlich gemacht, dass
dieses Thema unverzichtbarer Teil
des kulturellen Gedächtnisses
Deutschlands ist“, sagte Dr. Bernd
Althusmann.

Dieser Abschnitt der Geschichte ist
nach Angaben des Kultusministeri-
ums im Umfang erheblich aufgewer-
tet worden. Da die Schulbücher auf
der Grundlage der Lehrpläne erstellt
werden, sei davon auszugehen, dass
der Inhalt sich auch dort im erforder-
lichen Umfang bald niederschlagen
werde. Über den Geschichtsunter-
richt hinaus werde die Thematik
auch in anderen Fächern wie
beispielsweise Politik, Deutsch oder
Religion behandelt.

Dr. Bernd Althusmann betonte, dass
das Thema „Kenntnisse über die
DDR“ auch weiterhin im Landtag
beachtet wird: „Zum Teil existiert
nicht nur bei manchen Jugendlichen
eine erschreckende Sozialromantik
und Verniedlichung der Lebensum-
stände in der DDR .“

Kenntnisse über DDR
verbessern
Dr. Bernd Althusmann: „Behandlung
im Unterricht ist unverzichtbar“
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„Die Fremdenverkehrsgemein-
den müssen einig auftreten als
Harz und mit einer Stimme spre-
chen“, lautet der dringende Appell
des wirtschaftspolitischen Spre-
chers der CDU-Landtagsfraktion
Ernst-August Hoppenbrocks wäh-
rend einer Bereisung des AK für
Wirtschaft, Arbeit und Verkehr
des Westharzes. Die Ausschüt-
tung von Fördergeldern solle in
Zukunft an den Zusammenschluss
der Tourismusgemeinden ge-
knüpft sein.

Man müsse die goldenen Zügel
straffer ziehen, fasste CDU-
Tourismusexperte Jörg Hillmer die
Erkenntnisse aus den zahlreich ge-
führten Gesprächen in Goslar, Bad
Harzburg, Altenau und St.
Andreasburg mit führenden
Tourismusfachleuten zusammen.
Die Gemeinden der Westharz-
region würden unter mangelnder
gemeinsamer Vermarktung lei-
den. Während der Ostharz sich er-
folgreich touristisch weiterentwi-
ckelt hätte, fehle es im nieder-
sächsischen Teil noch an einem
einheitlichen Meinungsbild  hin-
sichtlichdes lebenswichtigen
Fremdenverkehrs.

Westharz muss schlagkräfti ger werden
Ernst-August Hoppenbrock: „Der Westharz soll wieder eine Perle des
Tourismus werden!“

Der gute Wille und das Geld um
dem Harz zu helfen, seien
vohanden, machte Ernst-August
Hoppenrock deutlich. Laut dem
Seesener Landtagsabgeordneten
Rudolf Götz soll im Wirtschafts-
ministerium eine Summe von 1,2
Mio. Euro zur Stärkung des West-
harzes zur Verfügung gestellt
werden. „Dies ist kein Pappen-
stiel“, so Götz. Das Ministerium
warte nun darauf, dass die Struk-
turen geschaffen werden, bevor
weitere Fördergelder fließen
könnten. Die Forderungen des
Ministeriums nach gemeinschaft-
lichem Marketing der Gemeinden
unterstrichen wie wichtig es ist,
eine Marke „Harz“ zu entwickeln,
damit der auswärtige Gast auf die
gesamte Region aufmerksam
wird.
Als Ergebnis ihrer Bereisung der
Harzregion fasste Ernst-August
Hoppenbrock zusammen: „Als
Arbeitskreis schlagen wir vor,
dass es Fördergelder nur geben
soll, wenn sich die Fremdenver-
kehrsgemeinden zusammen-
schließen.“ Schließlich sei es
wichtig, dass sich eine Region so
aufstelle, dass sie als Ganzes at-
traktiv wirke, so der Appell des
CDU-Politikers.

Der Arbeitskreis Umwelt und Klima-
schutz der CDU-FDP-Fraktionen von
des Niedersächsischen Landtages
besuchte am 26./27. Mai 2008 den
Wahlkreis Stade des Abgeordneten
Kai Seefried. Die Mitglieder infor-
mierten sich zunächst in Otterndorf
über die unter anderem den Land-
kreis Stade betreffende geplante
Elbvertiefung. Mit Torsten Heitsch
und Günter Hahl als Vertreter des
Hadelner Deich- und Uferbauver-
bandes sowie Walter Rademacher
vom „Regionalen Bündnis gegen
Elbvertiefung“ diskutierten die Ab-
geordneten über die von Hamburg
geforderte abermalige Vertiefung
des Flusses.

„An der Position Niedersachsens hat
sich nichts geändert“, so CDU-
Fraktionsvorsitzender David
McAllister, der ebenfalls an dem
Treffen in dem zu seinem Wahlkreis
gehörenden Otterndorf teilnahm.
Sowohl McAllister als auch der um-
weltpolitische Sprecher der Frakti-
on, Martin Bäumer, betonten, dass
es ihnen um die Sicherheit der vor
Ort lebenden Menschen geht. Die
Deichsicherheit sei nach wie vor
nicht verhandelbar. Bei der sich an-
schließenden Besichtigung der Dei-
che wurde deutlich, dass es nicht nur
um die aktuell geplante Vertiefung
geht, sondern entlang des Flusses
noch viele Schäden der letzten
Elbvertiefung beseitigt und abgear-
beitet werden müssten.

Über Gefahren einer weit eren
Elbvertiefung informiert

Arbeitskreis Umwelt am
Elbdeich in Otterndorf

Die Arbeitskreismitglieder informierten sich über den Tourismus im Harz
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Die CDU-Landtagsfraktion ist stolz
darauf, dass ihr früheres Mitglied
und Ehrenvorsitzende der Frauen
Union (FU) Niedersachsen, Irmgard
Vogelsang, für ihr gemeinnütziges,
kommunal-, landes- und insbeson-
dere ihr frauenpolitisches Engage-
ment am 3. Mai 2008 mit dem Ver-
dienstkreuz am Bande der Bundes-
republik Deutschland ausgezeichnet
wurde. Die Landesvorsitzende der
FU, Dr. Eva Möllring, hob anlässlich
der Feierstunde zur Ordens-
verleihung die vielfältigen Verdiens-
te von Irmgard Vogelsang hervor,
insbesondere ihr bereits in der
Kommunalpolitik engagiertes Ein-
treten für die Gleichstellung von
Frauen. Als erste ehrenamtliche
Frauenbeauftragte des Landkreises
Osnabrück hat sie Maßstäbe gesetzt
und gegen Widerstände dafür ge-
sorgt, dass Gleichstellungs-
beauftragte in vielen Kommunen
eingestellt wurden. Bereits vor mehr
als zwanzig Jahren hat sie Kurse für
Berufsrückehrerinnen organisiert
sowie Förder- und Qualifizierungs-
maßnahmen für Frauen entwickelt

CDU-Fraktion und Frauen Union gratulieren der ehemaligen
Landtagsabgeordneten

Bundesverdienstkreuz am Bande für Irmgard Vogelsang

und Möglichkeiten für die
Vereinbarkeit von Familie und Beruf
aufgezeigt.

Als langjährige Landesvorsitzende
der FU Niedersachsen war es ihr ein
besonders wichtiges Anliegen, Frau-
en zu motivieren, für Ämter und
Mandate zu kandidieren und sie
dabei bei der Überwindung von
Schwierigkeiten zu unterstützen.
Gemeinsam mit Rita Süßmuth ge-
hörte sie zu den engagierten
Verfechterinnen für die Einführung
des Quorums innerhalb der CDU,
nachdem sich gezeigt hatte, dass
alle freiwilligen Absichts-
erklärungen und Appelle nicht zur
Erhöhung des Frauenanteils an Äm-
tern und Mandaten führten. Die
CDU-Fraktion und die FU Nieder-
sachsen wünschen Irmgard Vogel-
sang nach ihrem Ausscheiden aus
dem Niedersächsischen Landtag,
dem sie fast 18 Jahre lang angehör-
te, Zeit und Muße, sich persönliche
Wünsche zu erfüllen sowie Freude
und Erfolg bei allem weiteren Enga-
gement.

Ordensträgerin und Gratulanten: Wiltr ud Schumann, Charlotte Eimer,
Landesvorsitzende der FU: Dr. Eva Möllring MdB, Ingrid Thole, Ehrenvorsitzende
der FU: Irmgard Vogelsang, Magdalene Wilmes und Martha Orthmann.

CDU-Fraktionsvorsitzender David
McAllister durfte zusammen mit
dem israelischen Botschafter in
Deutschland, Yoram Ben-Zeev, als
Schirmherr für ein ehrgeiziges
Projekt der Aktion „Ein Herz für
Kinder“ wirken. In Osnabrück star-
tete Marathonläufer John Mc Gurk
mit seinem Team aus ca. 20 Läu-
fern in Richtung Lörrbach in der
Schweiz zu einem Wohltätigkeits-
lauf der besonderen Art.

Der Initiator und Ideengeber John
Mc Gurk ist bekannt für seine
Spendenläufe. Das Markenzei-
chen des sportlichen Schotten ist
der Kilt, den er seit 17 Jahren bei
seinen zahlreichen Benefizläufen
stets trägt. Die Spenden, die auf
dem 1.000 km langen Weg in die
Schweiz gesammelt wurden, kom-
men dem Meshi Center in
Jerusalem zugute, einem Thera-
pie- und Rehabilitationszentrum
für geistig und körperlich behin-
derte Kinder aller Religionen.
David McAllister, der selbst schot-
tische Wurzeln hat, nahm als Dank
für seine Unterstützung von John
Mc Gurk (auf dem Foto rechts)
und Helmut Hörnschemeyer vom
Organisationsteam ein T-Shirt
entgegen und wünschte allen Be-
teiligten „good luck“.

Im Kilt für K inder
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CDU- Fraktion
im Niedersächsischen Landtag

Hinrich-Wilhelm-Kopf-Platz 1
30159 Hannover

Verantwortlich:
Joachim Anlauf,  Pressesprecher
Sabine Busse,  Sekretariat Presse

Telefon (05  11) 30 30 - 41 18
Telefax (05  11) 30 30 - 48 54

Joachim.Anlauf@lt.niedersachsen.de

Te r m i n e

Dienstag,  1.  Juli  2008, ganztägig
Plenum
Ort:  Niedersächsischer Landtag

Mittwoch,  2. Juni  2008,  ganztägig
Plenum
Ort:  Niedersächsischer Landtag

Donnerstag,  3. Juni  2008, ganztägig
Plenum
Ort:  Niedersächsischer Landtag

P e r s ö n l i c hDer BL stellt an dieser Stelle die neuen Landtagsabgeordneten in der
CDU-Fraktion vor.

Den Blick für das Wesentliche – ob
im Beruf, in der Politik oder beim
Sport: Dr. Hans-Joachim Deneke-
Jöhrens denkt dabei auch an die
nachfolgende Generation. So beim
privaten Fußballtraining mit Sohn
Henri oder bei seinem Einsatz im
Landtag, den Landeshaushalt auszu-
gleichen und unseren Nachfahren
Handlungsspielräume zu belassen.

Name:
Dr. Hans-Joachim Deneke-Jöhrens
Geburtsdatum:
30.05.1961
Familienstand:
verheiratet, ein Sohn
Beruf :
Landwirt
Ausschüsse:
Ausschuss für Ernährung, Landwirt-
schaft, Verbraucherschutz und Lan-
desentwicklung:Petitionsausschuss
Wahlkreis:
30 Lehrte - Burgdorf - Uetze
Erststimmen:
40,1 Prozent
Kontakt:
Wahlkreisbüro Lehrte
Goethestraße 58
31275 Lehrte
Tel.: 05132 / 58 40 82
Fax: 05132 / 58 40 81
E-mail:
hans-joachim@deneke-joehrens.de
www.deneke-joehrens.de

Warum ich mich politisch
engagiere?
Aus Unzufriedenheit mit kommu-
nalpolitischen Entscheidungen fass-
te ich den Entschluss, selbst aktiv zu
werden. So bin ich über die
Kommunalpolitik zur CDU gekom-
men.

Welches politische Ziel möchte ich
innerhalb dieser Legislaturperiode
verwir klichen?
Als direkt gewählter Abgeordneter
möchte ich zuerst meinen Wahlkreis
gut vertreten. Weiterhin setze ich
mich ein für Bürokratie- und
Schuldenabbau sowie für eine Stär-
kung des Mittelstands.

Tipp für Urlaubsreisen:
Im Urlaub möchte ich gern aktiv die
Natur genießen. Ich kann daher
Wanderungen in Norwegen oder
Kanufahrten an der Masurischen
Seenplatte empfehlen.

CDU-Landtagsab-
geordneter Helmut
Dammann-Tamke
ist am 30. Mai zum
neuen Präsidenten
der Landesjäger-
schaft Nieder-

sachsen gewählt worden.

Der im Landkreis Stade ansässige
CDU-Politiker will die Interessen der
52.794 in der Landesjägerschaft  zu-
sammengeschlossenen Jäger gegen-
über anderen gesellschaftlichen
Gruppen und Vertretern aus Politik
und Verwaltung vertreten. Unter
seinem Vorsitz wird sich die  Landes-
jägerschaft weiterhin als anerkann-
ter Naturschutzverband für die Jagd
zur legitimen, nachhaltigen Nutzung
biologischer Ressourcen einsetzen.

Jäger wählen Helmut
Dammann-Tamke

Fritz Güntzler in NDR-
Verwaltungsrat gewählt

Samstag, 14.  Juni  2008, ganztägig
CDU-Landesparteit ag  in Celle

Der NDR-Verwalt-
ungsrat hat ein
neues Mitglied. Der
NDR-Rund-funkrat
hat in seiner Sit-
zung vom 30. Mai
2008 den Wirt-
schaftsprüfer und

Steuerberater Fritz Güntzler (42) in
seinen zwölfköpfigen Verwal-
tungsrat gewählt. Der frühere CDU-
Landtagsabgeordnete aus Göttin-
gen wurde auf Vorschlag der CDU in
Niedersachsen gewählt.

Der NDR Verwaltungsrat ist ehren-
amtlich tätig und überwacht die Ein-
haltung der Programmanforderun-
gen und berät den Intendanten in
allgemeinen Programmangelegen-
heiten.


